
Aktenzeichen:

7 RKg 9/63
. l m N a m e n d e s V o l k e s

in Sachen

Zugestellt am
12,1‘IOV8111b81‘1961‘1""°""°""°"°°"'°°'"""""'°"""°'

Beklagte und devisionsklägerin,

gegen

oo.-u...-■u-ooooocoocoooo...ooou.uouooncocolooo

Klägerin und devisionsbeklagte,

hat der 7. denat des Bundessozialgerichts am

17. Juli 1964 o h n e mündliche Verhandlung nach

9 124 Abs. 2 in Verbindung mit g 153 Abs. 1 und © 165
des dozialgerichtsgesetzes unter mitwirkuhg von

5enatspräsident Dr, B e r n d t

als Vorsitzendem,

Bundesrichter Dr. K l ä B

und Bundesrichter Dr. S t r a u B
_

als weiteren Berufsrichtern,

Bundessozielriohter B l 0 b e l '

und Eundessozialrichter W u n n e r
als ehrenamtlichen Richtern.

für necht erkannt:

Auf die nevision der Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Hamburg vom ll. Juni 1963 aufge—

hoben.
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Qie Berufung der Klägerin gegen das Urteil des Sozial—

gerichts Hamburg vom 15„ November 1962 vird zurückge—

wiesen„

Außergeriehtliehe nosten sind nicht zu erstatten°

Von Rechts wegen°

g r ü n d_g_i

Die Klägerin ist selbständige öteuerbevollmäehiiigte°

ihr Einkommenseteuerbeseheid für äas Jahr 1960 enthielt

folgende Positionen:

Gesamthöhe der'■inkünfte aus selbständiger
Arbeit 7.220,-_ pn
■esehränkt abz gsfähige Sonder—
ausgaben nach 3 10 Abs° 1 Ziff„
2 u„ 3, s 52 Abs° ll—13 EStG 952‚-— DM

Spenden nach @ 10 EStG 60,—- LM

iezehlte Kirchensteuer ’ .„'j ___5g1:;_‚ä

i„044‚__ um

Freibetrag für freie Berufe

@18 Abs„ 4 $5tG ‚ V
_-5291::‚9@‚31943„:: 3”

.f_—- _ _ Einkommen
. ‚ : _ „

v_f 50277,—— Ulli

ab Ereibetrag nach 5_32 Abs„ 3 Zif£° 1 33'G „_?él;;:_@ä

zu versteuerndes dinkommen= ' ‚'
“

404379__ DM

/‚

nach den unbestrittenen Angabenäer hläg°rin sind in
dem Betrag von 932,—— DM enthalten:

Krankenversieherung 448,63 DM

lebensversieherung 106,80 DM
Unfallversieherung 34,20 DM

üerufsgenossensehaft 46,—- DM
datensparvertrag -275,—— pm

| \,\
‘ l
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Aufgrund dieses dteuerbcscheides forderte die Beklagte

mit Bescheid vom 9„ hai 1962 von ihr für das Jahr 1961

einen Beitrag von 56,—- cm sowie für das Jahr 1962

einen Beitragsvorschuß in Höhe von 60,—— DM. Die Klä—
gerin zahlte unter Vorbehalt und erhob ■iderspruch, in

dem sie die Ansicht vertrat, für die Beitragserhebung

nach 5 11 Abs° l.datz 3 des Kindergeldgesetzes (KSG)

sei der Binkommemsbegriff des @ 2 Abs° 2 des Einkommens—

steuergesetzes (EStG) maßgebend. Deshalb müßten die

Sonderausgaben vom Einkommen abgesetzt werden, bevor über

die Beitragspilicht nach dem Aindcrgeldrccht entschieden

werden könne} Nach Abzug der 50nderausgaben bleibe

aber ihr Einkommenfür 1960 unter 6000,——DM; folglich
sei sie gemäß@11 Abs. 1 Satz 3 KGGvon der Beitrags—
pflicht befreit. Die Beklagte wies den Wider8pruch zurück,

da nach der Rechtsprechung des Eundessozialgerichts — BSG —
(BSG 15, 185; NJW 62, 76) der steuerrechtliche Einkommens—

begriff im KGG nicht gelte (Widerspruchsbescheid vom

22° Juni 1962)° Vfgk“

Das dozialgericht (SG) wies die hiergegen erhobene Klage

ab (Urteil vom 1f„ HoVember1962).

Nachdem die Klägerin durch Vorlage ihres Einkommens—

steuerbescheides für das Jahr 1961 einen Gesamtbetrag

der Einkünfte in Höhe von 5.085‚—— DM nachgewiesen hatte,

‚hob die Beklagte die inzwischen ergangene dechnung vom

'28„ Mai 1963 über den Beitrag 1962 und den Vorschuß 1965

auf und verpflichtete sich außerdem; den für das Jahr 1962

bereits erhaltenen Vorschuß von 60,—— LM an die Klägerin
zurückzuzahlen° Im Streit blieb daher allein noch die

Beitragspflicht nach dem KGG für das Jahr 1961°

Auf die Berufung der Klägerin hob das Landessozialgericht

(LSG) mit Urteil vom 11° Juni 1965 das sozialgerichtliche
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Urteil sowie die Bescheide der Beklagten hinsichtlich

der beitragspilicbt für das Jahr 1961 auf° Unter
”3inkommen“ im sinne des 3 11 Abs, 1 datz 5 HGG sei!

de steuerrechtliche begrif’ des dinkommens zu ver—

stehen, mit der Linsebränkung, daß nur $inkünfte aus
selbständiger Arbeit bei der drmittlung des Einkommens

berücksichtigt werden könnten.) Js verstoße jedoch nicht

egen einen Grundgedanken des KGG, wenn dort die din—„.
,

h
«‘

:ommensdefinition des AotG in den fällen angewandt‚‘:

werde, in denen nur nstige in $ 2 Abs„ 5 EStG genannte

2 Abs° 2

EStG genannten donderausgaben aus ihnen herrühren oder

so

Einkünfte vorhanden seien und in denen die in 9

durch sie gedeckt würden; Dann sei davon auszugehen, daß

die donderausgaben aus den Einkünften aus selbständiger

Arbeit bestritten würden° Sa dies bei der Klägerin der

Fall sei, minderten die von ihr geltend gemachten Sonder—

ausgaben ihr Einkommen im Sinne des @ 11 Abs° 1 Satz 5

KGG„ 3benso würde dieses durch den Freibetrag des @ 18

Abs„ 4 EStG gemindert, da mit den Einkünften im Sinne

des & 2 Abs° 3 EStG nur die um diesen Freibetrag ver—

ringerten gemeint seien„ damit beeinflussc dieser Frei—

betrag zugleich unmittelbar die Begriffsbestimmung des

Einkommens"

Revision wurde zugelassen° „«,
a

IV.;' " „;j„{

die beklagte legte form— und fr'stgerecht Revision ein°

Denn man den steucrrecbtlichen Einkommensbegriff auch

für das KGG anwende, könne das dinkommen beispielsweise

allein deshalb unter 6000 DM absinken, weil unter Ver—

mietung und Verpachtung ein erheblicher Verlust wegen
erhöhter Absetzung für Hobngebäude geltend gemacht

werde, der mit den Äinkünften aus selbständiger Arbeit

nichts zu tun habe° Der steuerrecbtliche Einkommensbe—

griff sei daher, wie auch das BSG in seinem Urteil vom
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_5_

25° Oktober-1961 entschieden habe, im Kindergeldrecht

nicht anwendbar° “Einkommen” im dinne des % ll Abs° 1
Satz 5 KGG könne nur der dohgewinn sein° Dies habe auch
bereits das H ssische LSG Darmstadt in einem Urteil

vom 28° August 1963 (L _ 5 Kg 12/62) festgestellt., Kei—
nesfalls könnten daher donderausgeben oder der Freibe—

trag für freie Berufe nach 9 18 Abs° 4 EStG als einkommens—

mindernd berücksichtigt werden°

Die Beklagte beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils in

Zurückweisung der Berufung der Klägerin gegen

das wiederherzustellende Urteil des dozialgerichts

Hamburg vom 15„ November 1962 und in Wiederher—

stellung der Bescheide der Beklagten vom 9.5„ und

vom 22.6.1962 die Klage abzuweisen,
„

hilfsweise,

das angefochtene Urteil mit den ihm zugrunde

liegenden Feststellungen aufzuheben und die

dache zur erneuten Verhandlung und 5ntseheidung

an die Vorinstanz zurückzuverweisen.

Die Klägerin beantragt, ‚ *.\

die Revision gegen das Urteil des LSG vom
ll° Juni 1963 zurückzuweisen° ' '

Sie.bezieht sich auf die Begründung des angefochtenen

.Urteils und ist der Ansicht, der iinkommensbegriff des
@ 11 Abs„ 1 Satz 3 KGG sei mangels zwingend entgegen—

stehender Gründe derselbe wie im Einkommenssteuerrecnt„

Dies habe auch des BSG in seinem Urteil vom 25° Oktober

1961 anerkannt und nur festgestellt, daß bei der Prüfung

der Beitragspflieht eines Selbständigen nach dem Grund—

__5_
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IV°

gedanken des HGG Einkommen ans einer unselbständigen

geschuft11un nicht mitgerechnet werden dürfe° Von dem

für die Beit ragspfli cht meßgebenden Einkommen eines

Selbständigen müßten aber die vom Steuerrecht anerkann—

ten Jonderauegeben abgerechnet werden, da sie eng mit

den dinkünften aus selbstä ndiner !rbeit verknüpft seien

und — wie Unfall—, oterbegeld—, Lebeenc— und nrankenver—

sicherung — eine ouaun1t°°1cherunp da stellten, wie sie

für unselbständig beechäftigte zwingend vorgeschrieben

sei° Auch der Freibetrag des 9 18 Abs° 4 EStG sei un—

163110h mit den Einkünften aus selbst „n ige Arbeit
.‚verbunden und mindere daher ua 5 Linkommen‚ —

ßeide Parteien haben ihr $inveru“"ndni‘ mit einer Ent—

scheidung ohne mündliche Verhe ndl‘ng erklärt„

Qie nach 9 162 Abs„ 1 des oozia1;er10hteoese zes (6GG)

statthafte äevision ist zulässig und begründet°

Gegenstand des necntsstreits ist der Bese1w1d der Be—

klagten von 9° mai 1962 in der ‘assung des „idersprucho—

beseheids vom 22. Juni 1962; soweit als hierdurCh von

der Klägerin für das Jahr 1961 ein beitrag von 56‚—— DM

gefordert wird°

Da der vorli% ende 1111 die Beitr% 811'1icht für das

Jahr 1961 betrifft, 11nden die Vorschriiten ee

vom 13„ November 1954 (BGBl„ I, 335) in der Easeung des

Ersten Kinderge1d—Anderungsgesetzes (KGAndG) vom 27° Juli

057 (BGB1° 1, 1061) und des Zweiten KGAndGvom 16° März
1959 (BGBl° l, 158) Anwendung„ ■ach g 11 Abso 1 oatz 3

nGG sind delbständige, deren Einkommen jährlich 6000,——DM

niCnt 15;bers teigt, für ihre Person von der Beitragspflicht

befrc1t° „tre itig st hierbei, ob bei der 3rmitt1ung

_ 7 _
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_ 7 _

des Einkommens entsprechend 3,2 Abs° 2 EStG die Sonder—

ausgaben der 35 10 bis 10 d EStG abzuziehen sind und

ob darüber hinaus auch der Freibetrag für delbständige

gemäß 3 18 Abs. 4 EStG als einkommensmindernd zu berück—

sichtigen ist°

bis der erkennende Senat bereits in seinem Urteil

vom 25. Oktober 1961 (BSG 15, 185) entschieden hat,

ist die steuerrechtliebe Begriffsbestimmung des Sin—

kommens, die „inkünfte aus selbständiger und aus nicht—

selbständiger Arbeit umfaßt, mit dem Grundgedanken

des AGG nicht vereinbar, da beitragspflichtig nach dem

3GG nur delbständige.sind. Jaher ist, wie in dem ge—
nannten Urteil weiter festgestellt wurde, unter Einkommen

im Sinne des % 11 Abs. 1 Satz 3 RGG nur das Ainkommen

aus selbständiger Tätigkeit zu verstehen, das Einkommen

aus nichtselbständiger Tätigkeit dagegen nicht zu be—V

rüeksichtigen. .*. V7■5Ä_ ' ”‘

Im Gegensatz zur Auffassung des Berufungsgerichts ist

die Anwendung' es steuerrechtlichen Jinkommensbegriffs

im Rahmen des @11 Abs° 1 Satz 3 AGG‘jed00h nicht nur
in den Füllen ausgeschlossen, in denen der Selbständige

gleichzeitig Einkünfte aus Selbständiger und unselb—

ständiger Tätigkeit hat. Vielmehr kann auch dann, wenn
der Selbständige, wie im vorliegenden Fall die Klägerin,

_allein Einkünfte aus selbständiger Tätigkeit bezieht,
diese sich also mit dem Gesamtbetrag der Einkünfte im

Sinne des 3 2 Abs. 2-SStG decken, der steuerrechtliche

Einkommensbegriff nicht angewandt werden, weshalb steuer—

rechtlieh mögliche Abzüge, wie z‚B‚ donderausgaben im

Sinne der @@10 bis 10 d EStG nicht zu berücksichtigen
sind° dies ergibt sich zunächst daraus, daß der Begriff

des Einkommens im Sinne von 3 11 Abs. 1 datz } KGG nur

einheitlich verstanden werden und nicht, je nachdem ob

_ 8 _
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'lediglieh Einkünfte aus selbständiger Täti«keit oder
daneben auch Einkünfte aus unselbständiger iätigkeit

vorhanden sind, einmal als steuerrechtlieher, zum

anderen hal aber als eigenständ'ger Begriff verwendet

werden kann, Ansonsten könnten im ersten fall für das

Steuerrecht vorgesehe.e Abzüge berücksichtigt, im zwei—
ten Hall dagegen nicht berücksichtigt werden; das müßte

zu einer ungerechtfertigten Benachteiligung der gelb—

stündigen mit dinkommen aus unselbständiger Tätig—

‘keit führen° ser zur Vermeidung dieser Schwierigkeit

vom SG versuchte Ausweg, steuerreehtlich mögliche Abzüge

auch im Kindergeldreeht insoweit einkommensmindernd zu
berücksichtigen, als sie mit dan Jinkünften aus selb—

ständiger Iütigkeit in Zusammenhang stehen, ist dagegen

nicht gengber, da sich insbesondere die Aonderausgaben

nciS' nicht eindeutig einer selbständigen oder nicht—

selbständigen iätigkeit zuordnen lassen°

für die Auslegung und Bestimmung des Ein—

griffs‘in 3 11 Abs„ 1 satz 3 nee ist jedoch
Ger wesensmeßige Untersenie‘ zwischen den beiträgen zu

den remilienausgleichskassen (PAK) und den steuern im

sinne der dteuergesetze, der eine Anwendung von für die

besteuerung naßgebenden Vorschriften auf die Leitrags—

pflicnt nach dem KGG ausschließt° Lenn die beitrage—

pfliCht gemäß @@9, 10 AGG ist keine Steuer im dinne

ces % l der Abgaben0rdnung, sondern eine sich aus dem

erbeitsrechtlichen fürsorgeprinzip ergebende Selbst—

Lilfeleistung innerhalb der berufsständischen Gemein—

schaft {BVerfG ll, 116; „ss 6, 237)„ Ziel dieser Bei—
irugsregelung ist, die Aufbringung der zur Jrfüllung

der se"ielpolitisenen Aufgaben des femilienlestcnauv—

5leichs erforderlichen gittel durch die Unternehmer

sicherzustellen, also einen zweekbcstimmten bedarf zu
decken, Sieses Ziel wird nach dem &illen des Gesetz—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_'g _

gebers dadurch erreicht, daß grundsätzlich alle Unter—

nehmer zur Zahlung eines festgelegten in der Höhe—dem

jeweiligen Bedarf und der Zahl der heitragspflichtigen

entsprechenden beitrags verpflichtet werden° Wenn @ 11

Abs° 1 Satz 3 KGG von diesem Grundsatz eine Ausnahme

zugunsten 5e1bständigér mit einem Jahreseinkommen unter

6000 DM macht, so sollen hierdurch gewisse einkommens—

schwache Berufe, "vor allem der gewerbliche Kittelstand

geschützt werden, d seen Einkünfte in vielen Fällen

unter dem Durchschnittseinkommen der Arbeitnehmer liegen"

(BT II, 1953 — Drs. 708). Abgesehen davon, daß diese

Regelung als Autnahmevorschrift eng ausgelegt werden muß,

ergibt sich aus ihrer sozialpolitischen Zweckbestimmung

und Zielsetzung, daß Abzüge, die das Einkommen im Sinne

des % 2 EStG und damit die Grundlage der Besteuerung min—.
dern, im Beitragsrecht nicht berücksichtigt werden können.

Jene steuerreehtlichen Abzüge, wie z.B° die Sonderaus—

gaben im Sinne der @@10 bis 10 d EStG, stehen in der

Regel mit keiner der sieben Einkunftsarten des 5 2 Abs„ 3

EStG in Zusammenhang, sondern sind typische Ausgaben der

Einkommensverwertung (Blümieh—Falk, Einkommensteüergesetz,

9. Auf1° S. 1017; Hartmann—Böttcher, Komm° zum EStG

5 10 Anm° 1 a)° Wenn sie trotzdem das Einkommen im Sinne

des EStG mindern, so sind hierfür jeweils wirtschafts—

politische, sozialpolitische oder steuertechnische Erwä—

gungen und Ziele maßgebend° Da sich diese jedoch im allge—

meinen nicht mit der Zielsetzung der Ausnahmevorschrift

des @ 11 Abs° 1 datz 3 KGG decken, erschöpft sich die
dirkung der für sie vorgesehenen Vergünstigungen im

Steuerrecht, ohne daß diese Vergünstigungen auch für die

Beitragsregelung des 9 11 Abs° 1 datz 5 KGG Anwendung
finden können. hit dem für das mindergeldrecht geltenden

Grundsatz der allgemeinen Beitragspflicht aller Unter—

‘nehmer wäre nicht zu vereinbaren, wenn etwa wegen der

Beitragszahlung zu Bausparkassen, die zwecks Förderung

_]_O_
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der Spar— und Bautätigkeit gemäß 9 10 Abs„ 1 Nr„ 5 55tG
als genderausgaben begünstigt sind, die Beitragspflicht

zur PAK entfallen sollte„ nhnliches gilt für die Jteuer—

be„un1tlgun” des nicht entnommenen ueWinns (& 10 & EStG)„

Wollte man diese und die übrigen donderausgaben im dah—

‘men des 9 11 Abs„ 1 datz 3 KGG als einkommcnsmindernä

bOTÜCV"1CKÜléPH‚ so würde der begünstigte Personenkreis

erheblich ausgeweitet, weil dann eine beträchtliche An—

33111 von Unternehmern die möglichkeit hätte, durch Ab—

e‘h1uß entspreche;der 5parVerträge, Nichtentnehme von

Gewinn und dergleichen sich der beitre gsp1licht zu ent—

ziehen„ Hier‘urch würde aber 110 Mitteleu1bringung für

die EAKen insgesent gefährdet und eine ungerechtfertigte

nehrbe la„tung der restlichen beitrugspilichtigen herbei—

geführt.

nenn aber aus den oben angeführten Erwägungen bei der

Ermittlung des „inkomme ns im dinne des 9 11 fabs° 1
öatz 3 KGG der steuerrechtliehe dinkomucnebegriff nicht

angewandt und Benderausgaben im Sinne des $teuerrechts

nicht als einkommenomineernu berücl<sichtigt werden

können, so muß Gleiches hinsichtlich des 1reibetregs

für Selbständige nach 3 18 Abs. 4 SStG gelten° Naeh die—

ser Vorschrift dürfen bei der Ermittlung des Sinkommens

5 V„H° der hinnehmen aus freier Berufstätigkeit, höch—

stens jedoch 1 200 um jährlich ebgee etzt werden, wenn die
..,gi ur ni‘tc aus ireie* heru15 tä_igkeit die anderen Sin—

kUnfte Ub“fhl°y‘n Bei diesen du1ch des Qteucrneuord—

nungsgesetz von 195 4 neu eingeführten 1au schbetrag han—

delt es sich im Gegensatz zu der früher geltenden üege—

lung um einen echten Freibetrag, d‚h° eine Steuerbeirei—

ung, die in keinem Zusammenhang mit den Betriebsausgaben

steht (B1ümieh—1all,.ae0, % 18 Anm„ 7 c)„ die dient zur
Abge1tung der für freie Berufe eigentümlichen 10nder—

verhältnisse, insbesondere ihrer tygiechen Vorbelestung

durch besondere Ausbildun«.;sk sten sowie die gerinü erc

Verdiens zeits anne, und ist steuerrechtlieh wie eine
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VII°

_ 11 _

Sonderausgabe zu
behandeln (Hartmann—Böttcher, aaO

% 18 Anm. 23)° Auch hierbei handelt es sich aber um
eine rein steuerrechtliche Vergünstigung, deren Motive

für die Beitragspflicht nach dem AGG unbeachtlich

sind; folglich mindert dieser Freibetrag das Binkommen

im Sinne des 9 11 Abs° 1 Satz 3 KGG nicht, 1_
‘

Das oben gefundene Ergebnis, daß der steuerrechtliché

Einkommensbegriff im dahmen des % ll Abs° 1 Satz 3 KGG

nicht anwendbar ist, wird schließlich auch nicht durch

@ 11 Abs, 1 datz 4 KGG berührt° ■ährend nach der Fassung

des KGG bis zum 51, Jezcmber 1957 die Beitragsbefreiung

von selbst eintrat, macht diese durch Art° I Nr° 5 KGAndG

eingeführte Vorschrift die Beitragsbefreiung nach 9 11

Abs" 1 Satz 3 KGG von der Vorlage des letzten Einkommens-

steuerbescheids oder einer Bescheinigung über die Nicht—

veranlagung zur Einkommenssteuer innerhalb von drei honaten

nach der Beitragsanforderung abhängig. Damit wird jedoch

nicht das zu versteuernde Einkommen als für die Beitrags—

pflicht des 3 11 Abs° 1 Satz 3 KGG maßgebend erklärt,

sondern lediglich verwaltungsmäßige Doppelarbcit vermie—

den und den FAKen die £öglichkeit gegeben, an Hand des

Steuerbescheids die Höhe der dort bereits vom Finanzamt

ermittelten Einkünfte aus selbständigen Tätigkeiten fest—

zustellen° ber Gesamtbetrag dieser ■inkünfte ergibt das

für die Eeitragsbefreiung nach 9 11 Abs. 1 Satz 3 KGGmaß—
gebende Einkommen, wobei Einkünfte aus nichtselbständiger

Arreit ebenso unberücksichtigt bleiben müssen wie steuer—

rechtlioh mögliche Abzüge°

ha die Klägerin im Jahre 1960 nach den von der Revision
\nicht angegriffenen &eststellungen des Berufungsgerichts

Einkünfte aus selbständiger Arbeit in einer Gesamthöhe

von 7,220,—— rm hatte und da weder die von ihr geltend

gemachten donderausgaben noch der Freibetrag nach 5 18

Abs° 4 EStG einkommensmindernd berücksichtigt werden

_]_2_

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


können, war sie gemäß & ll—Abs° 1 Satz 3 KGG zur Beitrags-

leistung verpflichtet. Demgemäß muß das Urteil des LSG

aufgehoben und die Berufung der Klägerin zurückgewiesen

werden.

Nachdem beide Beteiligten ihr Einverständnis hierzu er—

xlärt haben, kann die Antscheidung ohne mündliche Ver—

handlung ergehen (9% 165, 153, 124 see),

Die Entscheidung über die Resten beruht auf @193 SGG°
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